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Änderungen zum Waffenrecht (16. Auflage 2023)

Die wichtigsten Änderungen des Waffengesetzes für Jagdscheininhaber 

(Stand Oktober 2024)

§ 4 Voraussetzung für eine Erlaubnis

Ein begründeter Einzelfall liegt insbesondere vor, wenn Tatsachen Zweifel an der Zuverlässigkeit oder persönlichen 
Eignung begründen. Anhaltspunkte hierfür können sich beispielsweise aus dem Schriftverkehr oder aus Telefonaten 
des Antragstellers oder des Erlaubnisinhabers mit der zuständigen Behörde oder aus allgemein zugänglichen Quel-
len ergeben. Zur Erforschung des Sachverhalts ist die zuständige Behörde befugt, in öffentlich zugänglichen Quel-
len zu recherchieren und diese Erkenntnisse insbesondere in die Prüfung nach den §§ 5 und 6 einfl ießen zu lassen.

§ 6 Persönliche Eignung

Stellungnahme öffentlicher Behörden

Die zuständige Behörde holt die Stellungnahme der folgenden Behörden ein, ob dort Erkenntnisse persönliche 
Eignung vorliegen: 

1.  der zuständigen Behörde der Landespolizei oder der zentralen Polizeidienststelle oder des zuständigen Landes-
  kriminalamtes,
2.  der Polizeidienststellen der innegehabten Wohnsitze im Inland der betroffenen Person, beschränkt auf die 
  letzten zehn Jahre vor Durchführung der Prüfung der persönlichen Eignung,
3.  der in der Rechtsverordnung nach § 58 Absatz 1 des Bundespolizeigesetzes bestimmten Bundespolizei-
  behörde
4.  des Zollkriminalamtes.

Der persönlichen Eignung können auch im Erziehungsregister eingetragene Entscheidungen oder Anordnungen 
nach § 60 Abs. 1 Nr. 1 bis 7 des Bundeszentralregistergesetzes entgegenstehen.

Verbot des Führens von Waffen und Messern bei öffentlichen Veranstaltungen § 42 WaffG und in öffentlichen 

Verkehrsmittel § 42 b WaffG

Wer an öffentlichen Vergnügungen, Volksfesten, Sportveranstaltungen, Messen, Ausstellungen, Märkten oder ähn-
lichen öffentlichen Veranstaltungen teilnimmt, darf keine Waffen im Sinne des § 1 Abs. 2 führen. Die Landesregie-
rungen können Verbotszonen für Waffen und Messern einführen. Es ist verboten Waffen und Messer in öffentlichen 
Verkehrsmittel zu führen.

Ausnahmen für Jagdscheininhaber:

-  Personen, die ein Messer nicht zugriffsbereit von einem Ort zum anderen befördern (ein Messer ist nicht zugriffs-
 bereit, wenn es nur mit mehr als drei Handgriffen erreicht werden kann),
-  Personen, die Messer im Zusammenhang mit der Jagd führen (es muss ein enger Zusammenhang mit der Tätig-
 keit bestehen),
-  Personen, die Messer im Zusammenhang mit einem allgemein anerkannten Zweck führen.

Die zuständigen Behörden dürfen zur Überprüfung der Verbote Personen anhalten, befragen, mitgeführter Sachen 
in Augenschein nehmen sowie die Person durchsuchen.
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Weitere behördliche Maßnahmen § 46 WaffG

Die zuständige Behörde stellt Erlaubnisurkunden sowie die Waffen oder Munition sofort sicher 

1.  in Fällen eines vollziehbaren Verbots nach § 41 Absatz 1 oder 2 , 
2.  soweit Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass die Waffen oder Munition missbräuchlich verwendet 
  sollen oder 
3.   soweit Tatsachen vorliegen, die die Annahme rechtfertigen, dass die Waffen oder Munition von einem Nicht-
  berechtigten erworben werden sollen. 

Die zuständige Behörde kann darüber hinaus für die Dauer der Prüfung von Rücknahme oder Widerruf Erlaubnisur-
kunden sowie Waffen oder Munition für einen Zeitraum von sechs Monaten sofort vorläufi g sicherstellen,

1.  sofern Tatsachen vorliegen, die die Annahme rechtfertigen, dass Personen, denen eine Erlaubnis nach 
  diesem Gesetz erteilt worden ist, nicht die erforderliche Zuverlässigkeit oder Eignung besitzen, und
2.  soweit tatsächliche Anhaltspunkte vorliegen, dass durch den weiteren Umgang mit Waffen oder Munition eine 
  Gefährdung bedeutender Rechtsgüter droht.

Zum Zweck der sofortigen Sicherstellung sind die Beauftragten der zuständigen Behörde berechtigt, die Wohnung 
der betroffenen Person zu betreten und diese Wohnung nach Urkunden, Waffen oder Munition zu durchsuchen; 
Durchsuchungen dürfen nur durch den Richter, bei Gefahr im Verzug auch durch die zuständige Behörde angeord-
net werden.

Anlage 1

Ein Messer ist nicht zugriffsbereit, wenn es nur mit mehr als drei Handgriffen erreicht werden kann.

Anlage 2 Verbotene Gegenstände:

Spring und Fallmesser sind jetzt grundsätzlich verboten
Hiervon ausgenommen sind Springmesser, wenn die Klinge seitlich aus dem Griff herausspringt und der aus dem 
Griff herausragende Teil der Klinge

-   höchstens 8,5 cm lang ist und
-  nicht zweiseitig geschliffen ist,

soweit ein berechtigtes Interesse besteht, das eine einhändige Nutzung erforderlich macht, oder der Umgang im 
Zusammenhang mit der Berufsausübung erfolgt.


